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PräsidentDr .Dannebergeröffnetum4UhrnachmittagsdieSitzung
undteiltmit ,daßStR.BreitnerseinMandatalsBundesratzurückgelegt
hat .NachderVerfassungmußtendaherallevomLandWiengewähltenBundes.
räte ihre Mandatezurücklegenundes erfolgt in der heutigenSitzungihre
Wiederwahl .AnStelle des StR,Breitner wird in den Bundesrat als Vertreter

desLandesWienCeneralinspektorTheodorKörnervorgeschlagen.(Lebhafter
BeifallbeiderMehrheit. )BeiderAbstimmungwerdendieelfbisherigen
BundesrätewiedergewähltundanStelleStR .BreitnersderGeneralinspektor
TheodorKärnerin denBundesratentsendet.

StR ,Breitnerberichtetsodannübereine Gesetzesvorlage ,nachder
eineBestimmungdesTrennungsgesetzesgeändertwird,sodaßmitderLiqui-¬
dierungderniederösterreichfschenLandeshypothekenanstaltdasLandWien
betrautwird.

DieGesetzesvorlagewirdohneDebatteinbeidenLesungeneinstimmig
angenommenRTäublerbeantragt,daßindenVoranschlagdesWienerFortbildungs-¬
schulfondsnachträglichein Betragvoneiner MilliardeKronenaufgenommen
wird ,dernachdemneuenFortbildungsschulgesetzedemBaufondszufließen
soll .EineMehrausgabegegenüberdemVoranschlagdesJahres1923trittda¬
durchnichtein ,weilin diesemJahreungefährsiebenMilliardenKronen
erspartwordensind.

GR.Panosch(chr.soz.)bemängelt,daßdieserAntragnichtauchdem
Stadtschulratvorgelegtwurdeunderklärt ,daßes ganzunverständlichsei ,
in denVoranschlagfür dasJahr1923diesenBetrageinzusetzen ,dader
Fortbildungsschulrat heute im Geld schwimme .Für ein Jahr ,das schonvor¬

überist ,brauchtmandochnichtnocheineMilliardein denVoranschlag
aufnehmen .Der Fortbildungsschulrat entfalte auch eine Parteiwirtschaft ,ke ,ein Sachkredit von 4000 Millionen Kronen für zwei Stück Hochlei - ¬

da in demZentralschulgebäude ,das widmungsgemäßnurUnterrichtszwecken
dienensoll ,einesozialistischeParteischuleaufgenommenwordensei.
DieChristlichsozialenwerdendahergegendiesenAntragstimmen.

GR.Kunschak(chr. soz. ):DasAnsinnen,dasderReferentanunsge¬
stellthat ,mußalseinganzungewöhnlichesbezeichnetwerden.DerVoran-¬
schlagdesFortbildungsschulratesist länggtdurchBeschlüssedesGemeinde-¬
ratesgenehmigtworden.DasVerwaltungsjahrist ebenfallslängstabgelau-¬
fenundesbleibtdahernichtsanderesübrig ,alsdenRechnungsabschluss
zusemmenzustellen .Nunfählt es denHerrenein ,daßnebendemschonbe¬
willigtenBetragnocheinNachtrageingesetztwerdensoll .Dasist inder
GeschichtederöffentlichenKörperschafteneinVorgang,derseinesgleichen
sucht .Esist wirklichungeheuerlich ,daßmanso etwasmacht .Wassoll
eigentlichmitdieserneuenPostbezwecktwerden?DerFortbildungsschul¬
at hatwahrscheinlicheinErgebniserzielt ,dasweitdarüberhinausgeht,
wasmandemGemeinderatgesagthat .ManhatdamalsvonDefizitgefahrenge¬
sprochenundjetzt stellt es sichheraus ,daßdie Beiträgehochüberspannt
warenunddahermußzweierleigeschehen.DerUeberschußsolleineMinderung
erfahrenundesmußdieBilanzeinbischenfrisiertwerden.EinVorgang,
derbeiBankenalszulassigerkanntwird ,aberbeimFortbildungsschwlrat
unmöglichist .NunhatmanimletztenJahreeinneuesFortbildungsschul-¬
gesetzgemacht,dasauchbestimmteRücklagenfürdenBauvonSchulgebäu¬
denvorsiehteNiekannessichaberdabeidarumhandeln,gewisseSchieberei
endurchzuführenundwirhabenauchgarnichtsdagegeneinzuwenden,daß
Dasist imGesetzbegründet .Jetzt wollenSieaberrückwirkend,füreine
Zeit ,dieschonvorderWirksamkeitdesGesetzesgelegenist ,einesolche
RücklageindenVoranschlageinsetzen.EsfehltdabeiauchdieGenehmigung
desStadtsenatesundGemeinderatesunddaherist dieseVorlageauchin
formalerBeziehungeingroberVerstoßIchbeantragedaher,daßdieseVor-¬
lagevonderTagesordnungabgesetztwird,undsolangezurückgestelltblembt
bis derGemeinderatsie erledigthat

CR.TäublererklärtinseinemSchlußwort,daßderFortbildungsschulrat
imJahre1922zweimalNachtragsvoranschlägebeschließenmusste .DerGe¬
meinderathatsichbereitsam . November1923mitdemFortbildungsschulrat
unddemVoranschlagbeschäftigt .DassderLandtagnochnichtdazugekom¬
menist ,darfdochdemFortbildungsschulratnichtzumVorwurfgemachtwer-¬
den .DerFortbildungsschulratist gewissenhaftvorgegangenundeswird
garnichtsverheimlicht.DieEinnahmensinddeswegengrössergeworden,
als sie imVoranschlagfestgesetztwurden ,da derFortbildungsschulrat
seinBudgetfürdasJahr1923imDezember1922aufgestellthat ,wozuer
vomFinanzministeriumdieGrundlagenerhielt .DieUmlagewurdemit25Proe
zentfestgesetztundimJänner1923ausgeschrieben.EndeMärz1923hat
dannderFinanzministerdie Erwerbssteuerverfünffacht ,so daßauchdie

UmlagendesFortbildungsschulratesentsprechendgestiegensind .Dazukommt
noch ,daßdie Eintreibungder SteuerndurchdenBundschärfergeworden
ist unddaherauchderFortbildungsschulratdie Umlagen,vorallemRück¬
ständeausdemJahr1922und1922nunmehrerhaltenhat .Eshandeltsich
hiernurumeineandereVerwendungdesGeldes,StattdassderFortbildungs
schulratUnterrichtsgegenstände,diejetztnichtbenötigtwerden,an-¬
kauft ,gibt er dieses GelddemBaufonds.

GR.Kunschakberichtigttatsächlich,daßniemalseinNachtragsvoran¬schlagnachAblaufdesBudgetjahreseingebrachtwordenist .
Beider AbstimmungwirdderAntragRunschakaufZurückstellungder

VorlageabgelehntundderReferentenantragangenommen.
PräsidentDr .DannebergerklärthieraufdieSitzungfürgeschlossen-
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Bgm.SeitzeröffnetdieSitzung
Es werden eine Reihe von Gegenständen ohne Referat ange¬

nommen.SoeinGrundkaufin Simmeringundin Floridsdorf,derBericht
überdie städtischeUnfallfürsorgeimJahre1922 ,eineErgäntungder
VorschriftenüberdieDienstkleider,einSachkreditvon6525Millionen
KronenfürdreielektrischeUmformerderstädtischenElektrizitätswer-¬
stungskesselimUeberlandkraftwerkEbenfurth ,ein Uebereinkommenmit
derPost - undTelegraphenverwaltungwegenBenützungdesöffentlichen
GutesundderLiegenschaftenderGemeindezurFührungvonTelegraphen-,
Fernsprech - undRohrpostanlagen ,die Errichtungeiner Unterstationfür
diestädtischenElektrizitätswerkein Rudolfsheimundschliesslich
einAntrag ,nachdemsämtlicheDelegierungenvonVertreternderGemeinde
in wirtschaftlicheUnternehmungenmitRücksichtaufdieNeuwahldes
Gemeinderateswiderrufenwerdenundder BürgermeisterdieNeubestellung
vorzunehmenhat .

GR.BreitnerberichtetüberdieHauptrechungsabschlüssefürdaszweite
Halbjahr1921 ,sowieüberdasVerwaltungsjahr1922underklärt ,nichtin
der Lagegewesenzu sein ,rechtzeitigdieseVorlagenvordenGemeinderat
zubringen,weildieGemeindeinjenerZeitmitganzbesonderenSchwierig.
keiten zu kämpfenhatte .Es ist eine völlige UmstellungdesBuchhaltungs-¬
wesenserfolgt ,der Uebergangvonder kameralistischenzurkaufmännischen
Buchführung,dazukam,daßsichimZugederGeldentwertungSchwierigkeiten
besondererArt ergebenhaben .Manmußtezu demBudgetin Formzusammen-¬
fassender Zuschusskredite einigemale im Jahre budgetieren ,wodurchdie

Buchhaltungaußerordentlichüberlastetwurde.SpeziellimJahre1922muss-¬
tenwirunsderAbschlußartdesBundesanpassenTrotzdemkonntederRech-¬
nungsabschlußfür1922schaninnerhalbdererstenneunMonatedesvergan¬
genenJahresdemFinanzausschußunterbreitetwerden,Eswarüberausschwie¬
rigausdenHechnungsabschlüsseneinBildüberdiewirklicheGebarungzu

fürdasJahr1924einsolcherBetragfürdenBaufondseingesetztwird.gewinnen.InfolgedessenkonnteaucheinVergleichmitdenZifferndesVor-¬
anschlagesnichtgezogenwerden.DiesebeidenRechnungsabschlüsseumfassen
Zeiträume,indenensichderGeldwertsooftundeinschneidendverändert
hat ,daßmanbeijedereinzelnenPostberechnenmüsste ,wassie inGold
bedeutet ,ümdannausdrückenzukönnen ,wiesich die GebærunginWirklich-¬
keit vollzogenhat .DerReferentkonstatiert ,daßdie beidenRechnungsab-¬
schlüsse ein Aktivumergeben .Insbesonderedie städtischenUnternehmungennabengutabgeschnitten.DerReferentersuchtdenbeidenRechnungsabschlüs¬
sendieZustimmungzugeben.



GRZimmerl( ehrsoz) :DieKontrollkommissionhatgutgearbeitet,aberderHerrFinanzreferentkeineswegs.DaßwireinenimSeptember1923geringeSumme.DieGemeindehabeindieseFalleihrengrösserenBruder
fertiggestelltenRechnungsabschlusserstimFabruarverhandelnkönnen,istfürsichzahlenlassenundweiseaufihreFreundlichkeitgegenüberihreneinegrobePflichtverletzungdesHeferenten.DerGrundderVerzögerungliegAngestelltenhin.DieRücksichtslosigkeitderGebarungzeigesichbei
aufderHandDamalswarWahlzeitundWahltechnischwarmitdenRechnungs-¬
abschlüssennichtsanzufangenSiehabensichalsowienerischgesagt:Reden
wirvonetwasandern.AlsoredetenSievondenRechnungsabschlüssenerst
nachdenWahlenEswäregenügendZeitgewesendieAbschlüssenochimletztenVierteldesJahres1923zuverabschiedenBetrachtetmannundieHürumwenigüberschrittenoderinmanchenFällengarnichterreicht.
einzelnenZiffern,soergibtsich ,dassunsereBeschwerden,diewiroft
hiervorgebrachthaben,durchausgerechtfertigtwaren ,DerReferentbehauf
tetimmerwieder,daßhauptsächlichnurBesitzsteuernzurEinführungge¬

langtenunddasgroßartigeSystemBreitnerwurdeundwirdinallenTonar¬
tengepriesen .SiehtmansichaberdieZifferngenauan ,sokommt
mandarauf,daßvonden810MilliardenEinnahmenimJahre1922nurder
geringsteTeil ,nämlichkaumeinAchtel ,aufLuxussteuernentfällt ,während
derweitausüberwiegendeTeildurchBelastungderbreitenMassenhereinge-¬
brachtwordenist .RednergibtausderRechnungsabschlüsseneinigeBeispie-¬
le undsagt ,daßdaraushervorgehe,wieunrichtigdieBehauptungsei ,wo¬
nachdieSteuermaßnahmenderGemeindevorwiegenddieBesitzendentreffen
DenBankenwurden274MilliardenzurVerfügunggestelltunddieselbeTaktigantwortungseiaberfastallgemein.DasseiindiesemFalleglänzendbe
auchimJahre1923durchHingabevonmehrals500MilliardenandieGroß¬
bankenverfolgt .NachVerlesungeinigerStellenauseinerArtikelserie,
diederehemaligeStaatskanzlerRennerinderArbeiterzeitungunterdemTitel„ DerWiederaufbauunddieSozialdemokratie"veröffentlichte,erklärtjeherihrenHienstanstandslosversehenhätten ,undaufgegangenwärenin
Redner,daddieKritikRennersaufdieSteuerpolitikBreitnerszutreffe,
weilmitderUebergabevon100MilliardenGemeindegeldernandieGroßban-seienjetztGegenstandderKluturgegnerischenBestrebungendersozialde-kendieFinanzverwaltungdie,FunktionderAusbeutungderBürgerlichenundMokratischenVerwaltung.DiefünfzehnOrdensschwestern ,diedortihren
derProletarierdieserStadt"besorgt.KostbarseidieWahrnehmung,daßDiensttaten,søllendurch26weltlicheFürsorgerinnenersetztwerden
indemOrganBreitners„NeueWirtschaft"dienordisch-österreichische
Bankinseriert,dievondenSozialdemokratenselbstalsMonarchistenbanküberverdientengeistlichenSchwesternaussehenwerde.
hezeichnetwerde,WennalsoaufdiesesInserathinüberzeugungstreueRe¬
gerichtigleichtzurBetreibungeinermonarchistischenPropagandaVerwenUeberschußvon700MillionenKronengebrachthabe,eine,ganzungeheure
rischenAusdruckdieseZeitungrichtigzubezeichnen,wieichauchkeinenQuellen,nämlichderVolksvergiftungundVerdummungbezogenhabeEsgebe
parlanentarischenAusdruckfinde ,etwaHerrnBekessyoder„DieStunde"
treffendzucharakterisieren.IneinemInterviewmiteinemFranzosenläßtVerbindungstünden,dieamAlkoholkonsumnichtmehrinteressiertsind
HerrBreitnerseinerFinanzkunstgroßesLobspendenundsichgleichsamals:denGelietedesreligiös-sittlichen.HierhandleessichumDinge,
einenSchrittmacherderSozialisierungfeiern .AberinWirklichkeithütet
sichHerrBreitnerin derGemeindeverwaltungsehrwohlvorSozialisierungs-derAlkoholzerstörendeinwirktundes wäreeingroßerIrrtum ,etwazu
versuchen,Waserbishergeschaffenhatist durchwegsaufgroßkapitalisti¬
schenGrundlagenaufgebaut,FürgemeinwirtschaftlicheAnstaltenhater
nichtsübrig,dieAktienvonprivat-kapitalistischenUnternehmungensindFälledieimgroßenundganzenunbekanntblieben.Sehrgroßseidieihmlieber.DieFinanzwirtschaftderStadtWienwirdsogeführt,alsobBedeutungauchfürFamilieundBeruf.UnzähligeFamiliengehendesAlko-¬
sieeineFilialederEscomptebankwäre.SeinerzeitwurdedenMitgliederndesFinanzausschussesbeiMitteilungderSteuereingängestrengsteVerschwie-¬
genheitzurPflichtgemacht,aberineinpaarWochenhatderFinanzreferent
derTagespressedieunsalsstrengvertraulichbezeichnetenDatenüberdie
SteuereingängemitgeteiltundwirwurdenbisheutenichtderVerschwiegen-¬
heitspflichtentbunden.SoStiefelfetzenmässigeBehandlungdesFinanzaus-¬

unerträglich.schussesist unerhörtund
GR-Untermüller(chr.soz)gibtderMeinungAusdruck,daßdieVorlage

desHauptrechnungsabschlusseswirklichnurausbestimmtenGründennicht
frühererfolgtsei .Erseinämlichgarnichtdanachangetan,irgendwiemitihmStastmachenzukönnen.DievorgelegtenZiffernzeigennichtsanderes,
alsdasResultatrücksichtslosesterDrosseungallerAusgabenundderbru-¬
talstenSteigerungderEinnahmen.NachdemBilde,dasdervorliegende
Rechnungsabschlußbiete ,seidieRolledesAnklägers,indersichdieSo¬
zialdemokratenimWahlkampfesogefielen,vollständigverfehltgewesen
FürdieGemeindeistesselbstverständlichunmöglichgewesenimJahre1923
weiterabzubauen,dasie ,schonimJahre1922denAbbauvollständigbesorg :anderenerwähntenLändernschonmiteinersystematischenAufklärungbei
habe .DieAusgabenfürdasFersonalbetrugennachdiesemAbschlusse179
Milliarden,davonwären171vomStaatebeigetragenworden.Diewirkliche

stungdergemsenueseialsorundachtMilliarden,einelächelich

vielenundvielenPosten.ObessichumdieUeberführungarmerKranken,
umdieHebammenentschädigung,umGeldaushilfenanBedürftige,umKinder-¬
undJugendfürsorgeundTuberkulosenfürsorgeoderumdieBeleuchtunghand-¬
le ,überallwäredasPräliminareinderärgstenZeitderGeldentwertung

GebahrungführtRedneraus,diedieZustim¬Dasist selbstverständlicheine
mungderMinoritätnichterwartenundverlangenkönneGRStöger(chr.soz.):Selbstherrlichundreinabsolutistischwardie
Geschäftsgebahrung.RednermüsseeinenbesonderenFallausdenvielen
herausgreifen.EsbestündediescheindemokratischeEinrichtung,alleJahreausderZahldereinKuratoriumfürdasKinderhospitalinHall
GemeinderätezuwählenDreiJahreaberschonseienesseiteineSitzung
diesesKuratoriumsstattgefundenhabe,EswürdensoGemeinderatsbeschlüsse
undWahlenzueinerlächerlichenFharceherabgedrücktEinbedeutender
englischerStaatsrechtslehrerhabeeinmalerklärt,eineMonarchieohne
Verantwortungseiunmöglich.EineOligarchieodergarDemokratieohneVer

stätigtIndiesemZusammenhangemüsseauchgesagtwerden,dassdie
gegenwärtigeKührungdiesesHospitalsderAnstaltnichtzumSegensondern
vielmehrzumFluchegereiche.DiegeistlichenSchwestern,diedortseit
selbstlosesterHinopferungeigenerKraftundGesundheitandieKinder,

Eswerdesichzeigen,wiedieFrüchtedieserHandlungundHaltunggegen¬

GR. Orel(chr. soz. ):AusdemHauptrechnungsabschlußseizuersehen,
publikanerihreGelderdernordischenBankübergeben,sokönnensiefol-daßdasstädtischeBrauhausundderRathauskellerderGemeindeWieneinen
dungfinden.(HeiterkeitbeiderMinderheit.)Ichfindekeinenparlamenta-Summe,diedieGemeindeauseinerderabscheulichstenundverwerflichsten

Länder,indenendasGastgewerbedurchausnichtmehrmitdemAlkoholin
DieschrecklichenVerherungen,diederAlkoholismusverursachte,lägen
welcheimganzenKulturlebenvongrössterBedeutungsind.Wirsehen,daß
glauben,daßnurdiejenigenyonihmbetroffenwürden,diemitderPolizei
inKonfliktkämenVielärger,gefährlicherundschädlicherseienaber

holswegenjämmerlichzugrunde.ImBerufeseiendieAlkoholikeroftdie
tüchtigstenMenschen,besondersinZeiten,wo/sichdesAlkoholgenusses
enthalten.DieseZeitenwurdenaberwiederabgelöstvonwahrenTrinkor-¬
gien,diesolcheLeutesichoftmalsleisteten.ImsolchenZustandekamdieseLeutedannkeineHemmnisseundscheuenvordenschrecklichstenTater
nichtzurück.EineweiteregroßeBedeutungkommederFrageinHinsicht
aufdieGesundheitdeseinzelnenundderRassenhygienezu .Eskönnenacht
AufgabedesRednerssein,hiereinenerschöpfendenVortragdarübera
haltenunderverweisenuraufdieAusstellungen,dievonAlkohol-Absti¬
nenzorganisstionenveranstaltetwürden.DasBeispiel,dasunsdienüch-¬
ternenLänderdesNordens,wieFinntand,Schweden,Norwegen,Dänemarkund
dassonstdurchausnichtalsMusterGeltungbeanspruchenkönnende
StaatensystemdervereinigtenStaatenvonNordamerikageben,solltenwir
soraschalsmöglichnachahmen.DieTrinkerfürsorge ,diebisherganz
unzulänglichgeübtwerde,müsseausgebautundauchaufdieFamiliender
Trinkerselbsterstrecktwerden.Geschehediesundsetzemandieinden
derJugendein ,dannkönnemaneineBesserungin dieserSacheerwarten.Rednerschlagevor ,einenentscheidendenSchrittdahinzuwirkenundbe¬antrage,dieGemeindeWienhabeienUeberschußdesBrauhausesunddes
RathauskellerszurgroßzügigenVolksaufklärungüberdenAlkoholismuszuverwenden .



StR.BreitherführtingeinemSchlußwoiteaus ,dassmanbeiderKritik
derRechnungsabschlüssedenVoranschlagfür 1924heraziehenmüsse .Aus
ihmergibt sich ein klareresBildvorallemin der Kichtung ,daßdie
GemeindesteuernunbestrittenerMaßenzumgroßenTeildenCharaktervon
Luxussteuernhaben ,beispielsweisedie Wertuwachsabgabe,dieKraftwagenab
gabe ,die Wohnbausteuer bezüglich des allergrössten Teiles ,die Totali¬

illiardensateurabgabeu a ,GegenübereinemGesamtertragvon900 sind die
erwähntenSteuern mit 454 Milliarden präliminiert .Es habenals dieHälfte

derstädtischenSteuernunbestrittenenPuxukharakter,In derVorkriegs-¬
zeit schöpftedie Gemeindeihre Einnahmenhauptsächlichaus denMietzins¬
steuern ,die alle Bewohnerdieser Stadt gleichmässig belastet haben ,au - ¬
Berdemwurdendie Ueberschüsseaus denBetriebender Strassenbahn ,des

undEiektrizitätswerkesfür die notwendigeBedeckungherangezogen.
meindBratZimmerlhabebeiseinerKritikauchübersehen,daßdasPrälimi
re nochdurchdieZiffernderBedeckungzuergänzenist .Erwirftuns

vor daß wir bei der VeräußerungvonWertpapierenansehnlicheEinnahmen
haben ,also förmlichein Börsengeschäftbetreibenaber hier handeltes
sichumBezugsrechte,die in jedemeinzelnenFallederBeschlussfassung
des Gemeinderatesunterliegen .Wirstellen den städtischen Unternehmun¬
genin durchauskaufmännischerWeiseKreditezur Verfügung ,zueinem
Zinsfußvon12Prozent ,demmanwohlnichtals wucherischeAusbeutungbe¬
zeichnenkann .DieZeitschrift„ NeueWirtschaft "ist ein vollkommenunab-¬
hängigesOrgan,fürdasnichtnurich ,sondernauchandereMitgliederder
verschiedenenParteienArtikelschreiben.Demgegenüberverweiseistauf
dasBlatt „ DieBörse “ ,in der deefrüherenMinisterGürtler ,Heinlund
BundesfinanzministerKienböckBeiträgeerscheinenlassen .WennSiesagen,
daß„ DieWirtschaft"meinLeibblattist ,kannichwohlmitgrößeremRechte
behaupten ,dassdasOrgandesHerrnBekessydasLeibblattdergegenwärti-¬
gen und vergangenenBundesfinanzministerist .Es ist auch bemängeltwor¬
den ,daßwirdieSteuereingängeveröffentlichthaben .DieVerhältnissezur
ZeitderBeratungenundzurZeitderVeröffentlichungwarenaberwesent¬
lichandere .SieerfolgtehauptsächlichausdemGrunde,weiles imInteres
se derGemeindegelegenwar ,dievomBundesfinanzministervorgebrachten
BehauptungenüberungleichhöhereSteuererträgnissederGemeindeauf
dasrichtigeMaßzurückzuführen.Eskannschonsein ,daßbeispielsweise
die FürsorgeabgabeamEndedes laufendenJahres 600MilliardenErtrag
habenwerde .Aberdas wird der Ausdruckdessen sein ,daß die innereKauf- ¬
kraft der Kronesinkendist unddaßdannder Nachweiswird geführtwerden
können ,daßdengesteigertenEinnahmengesteigerteAusgabengegenüber
stehen ,Fürunswärees vielwünschenswerter,wennwirnebenderStabili-¬
sierungderKroneaufdenausländischenFinanzplätzenauchzueinerStabi-¬
lisierungderinnerenKaufkraftderKronegelangenkönnten.

Der Referent verweist auf die Verhandlungen mit dem Bund wegendes

Abgabeuteilungsgesetzesundbezeichnetdie vonoppositionellerSeite
gegendie HaltungderGemeindevorgebrachtenKritikenalsunzutreffend.
Wenndie Gemeindeim Einne des Sozialisierungsgesetzes nur Aktienvon
Aktienunternehmungenbeansprucht ,soist dasnurganznatürlichundselbst
die Minoritätwirdzugestehenmüssen ,daßdie Gemeindehiebeinicht
schlecht abschneidet .GegenüberdemVorwurf ,daß fürgemeinwirtschaftliche
UnternehmungenseitensderGemeindenichtsgeschehe,istfestzustellen,
daßwir eine ReihevonGesellschaftenauf gemeinwirtschaftlicherGrund¬
lage gegründethaben ,wiedie Genossenschaftfür Siedlungsbauten ,die
Holz -undKohleneinkaufsgesellschaft ,die WieneröffentlicheKüchenbe¬
triebsgesellschaft ,derHolzmarkt,derdeutscheVerlagzurHerstellung
vonLehrmittelnfür unsereSchulen ,dieGründungderKleingartenstelle

und in der deutlichsten Formdie Ausgestaltung der Ziegelwerke ,derAn- ¬
kaufderPorphyritwerkeandandere .GegenüberderBemerkungdesGR.Unter-¬
müller ,als ob wir förmlich aus Angst diesen Voranschlag erst jetzt zur

Diskussionstellen ,ist zusagen ,daßwirdenVergleichmitdemBunde
nichtzuscheuengehabthätten ,beidemderVoranschlagfür1921noch
nichtaufliegt .DieserRechnungsabschlußderGemeindeist am24September
1923versendetworden,zueinerZeitalso ,dadieWahlbewegungeingesetzt
hat .JedemMitgliedder Minderheitwares möglich ,die Zifferndieses
Rechnungsabschlussesin der Wahlbowegungzu benützenundes ist davonaus-¬
giebigGebrauchgemachtworden .Jedenfallshabenwir bewiesen ,daßwir

hneSanierungsaktiondesPundesundohneausländischeBeraterdasBlesch-¬
gewichtimGemeindehaushaltherstellenkonnten.WirsindalsovordenWan

len mit denZiffern in die Oeffentlichkeitgegangen ,weil wir unsbemüht
haben der Bestimmungder Verfassung ,wonach in den ersten neunMonaten
der Voranschlagaufzulegenist ,nachgekommensind .DerReferentverweist
schließlich auf die Leistungender GemeindeWienfürWohlfahrtseinrichtun¬
genfürdasSchulwesenundanderegemeinnützigeAusgabenunderklärtgegan¬
überdemGR. StögerwegendesKuratoriumsfür dasBadHall ,dashierwohl
die Fragezu prüfen ,obdiese AnstaltüberhauptnochdurcheinKuratorium
verwaltet werden ,soll ,weil ja eigentlich für das Kuratoriumkeinenlaß
zur Betätigunggegebenist .GR .Orel habe sich mit den EinnahmendesRat- ¬
hauskellers und des Brauhauses der Stadt Wienbeschäftigt undeinen
traggestellt ,dieErträgnisseausdiesenUnternehmungenzurBekämpfung

desAlkoholismusaufzuwenden .Demgegenüberist festzustellen ,daßdie
GemeindeWieneine eigeneTrinkerheilstätteerrichtet hat unddaßunsere
Partei im Wationalrate den Antrag stellte ,es möge ein Zehntel der Alko - ¬

holsteuerzur Bekämpfungdes Alkoholismusverwendetwerden ,welcherAntrag
jedochvonderParteidesHerrnOrelabgelehntwordenist ,DerReferent
ersucht die vorliegendenRechnungsabschlüssezugerehmigen.

DiebeidenAnträgewerdenangenommen,dieAnträgeStögerundOrel
der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugeführt .

GR. BreitnerberichtetüberdenAntragaufUebernahmedervollen
Haftungfür einenvonderösterreichischenNationalbankderWasserkraft-¬
werke - . G.WAßgewähiten Kredit in der Höhevon zwei Millionen " ollarund

beantragtdieGenehmigung .
GR. Kunschak( chr . soz . ) gibtseiner großen Befriedigung darüberAus- ¬

druck ,daß ein Wegbeschritten werde ,der von den Christlichsozialen immer
als dringend empfohlenwordensei Wäreseinerzeit ,wie es dieChristlich¬
sozialen wünschten ,für die städtischen Unternehmungender Kredit derNa- ¬
tionalbankin Anspruchgenommenworden ,dannwürdenfür die GemeindeWien
unzähligeMilliardenfrei gewäsen ,die sie heutein dieUnternehmungen
investiert hat .Die Gemeindekönnte dann mit diesen Geldern ihre Bautä
tigkeit zueinemwesentlichenTeilefinanzieren .Durchdie Aufnahmeeines
Darlehens von 140 Milliarden für die WAGwerde die Bauführung derWasser - ¬
kraftwerkewesentlicherleichtertundkönneauchbedeutendforziertwer-¬
den .Der vorliegende Antrag ist die nicht ausgesprochene aberfeierliche
Bestätigung dafür ,daß seitens der Bundesregierungeine Politkk aufdem

Gebieteder Sanierungundder Finanzenüberhauptgeübtwerde ,dieallen
Behauptungen ,daßdurchdieSanierungdieVolkswirtschafterschlagenwerde
schärfstensentgegentritt .DiesePolitik hat vielmehrauchauf dieEntwick¬
lung unseres Wirtschaftslebens ganz außerordentlich günstig gewirkt
DurchdenheutigenAntragsei aberaucherwiesen ,daßder HerrFinanzre-¬
ferent einengroßenWandelin seinemUrteil überdie SicherheitderStabs
lisierungderKronedurchgemachthabe .Esist heuteimZugedervielen
Kundgebungenfür die Sanierung ,die von den verschiedensten Seitengemad
wurden ,die bedeutendste und feserlichste gelsietet worden .DerGemeinde- ¬
rat habesich zur ganzenIdeeder Sanierungundder durchsiebewirkten

Stabilisierung der Krone bekannt und es freue die Partei des Fednersganz
besonders ,daßMännerausihrenReihendieseso herrlicheunderfolgreiche
Tat initiiert hätten .Durchdiese Stabilisierung wäredasWirt- ¬
schaftslebendesganzenStaatesundderGemeindeWienbedeutendgehoben
und aus diesemGrundewürdedie Minderheitfür den vorliegendenAntrag

stimmen .
deswegen,weilStR .Breitner(Schlußwort):Eskannwohl dieNationalbank

einemgemeinwigtschaftlichenUnternehmeneinenBetragleiht ,derdieSau
kostenfür einJahrdecktundderbis spätestens30 .Juni1925zurückge-¬
zahlt werdenmuß ,voneinemAnleihenimeigentlichen Sinnenichtgespro¬
chen werden .Es ist dies ein Kontokorrentdarlehen ,das in einer verhältnis - ¬

mässigkurzenFrist rückgezahltwird .Eswäresehrtraurig ,wenneineSa¬
nierung ,die mit dem Aufgeben der staatlichen Selbständigkeit undmit

schwerenwirtschaftlichenErisenverbundenist ,einesolcheLeistungnicht
vollbringenkönnte .Wirmachendaraufaufmerksam,daßwir eigentlichnur
einen billigeren Einsfußvonungefährsieben Prozenterhalten ,wasfür
das Jahr eine Ersparnisvonfünfbis sechsMilliardenKronenbedeu-



cet .Von irgendeinem Bekenntnis zu dieser Sanierung kann ganz undgar

nicht die Redesein .Wirstehennachwievornicht an zu erklären ,dass
diese Sanierungmit anderenMitteln ,mit inländischemKapital undohne
das Aufgeben unserer Freiheit mit dem gleichen Resultate durchzuführen

gewesenwäre .DerBauder Wasserkraftwerkewurdezu einer Zeitbegonnen,
als vonderheutigenRegierungundihrer SanierungnochgarkeineSpur
worhandenwar .Niemalshat der Bauunserer Wasserkraftwerkeausfinan - ¬
ziellenGründengestockt .DieGemeindehatnichtwenigerals 150Milliar
den bis jetzt aus ihren Geldern für den Bau ihrer Wasserkräftwerke zur

Verfügunggestellt ,die aus denzu erwartendenErträgnissenderWasser-¬
kraftabgaberückgezahltwerdensollen ,Freilich ,wennwir so unsereWas-¬
serkraft - werkeverwaltet hätten ,wie der Bunddas Spullerseewerk ,das
durchdie Interkalarzinsen unmöglichgemachtwird ,dannwäreunsnicht

zu helfen Wennauch die Verhandlungen mit der Nationalbank gescheitert

wärengsohättenwirdiese140MilliardenzurVerfügunggestellt .Der
KreditderNationalbankist unsübrigensnurfür drei Monategegeben
worden ,wir hoffenaber ,daßer bis 30 .Juni 1925verlängertwird .Wir
habeni Verpflichtung ,die Interessen der Gemeindezu wahrenundwer- ¬
dendaher ,solltederDollarsteigen ,diesenKreditauchfrüherzurück-¬

zahlen .
GR,Kunschakberichtigttatsächlich ,daßdieseAngelegenheitnicht

sobelanglossei ,wiesie derReferentdargestellthat .Datsachesei ,
daßdieGemeindejährlichsiebenMilliardenKronenerspart .Dasist
keineBagatelle.

BeiderAbstimmungwirdderAntragdesReferenteneinstimmigange-¬
nommen .

GR.SpeiserberichtetüberBezugserhöhungenderBedienstetender
städtischenLagerhäuser ,die nachdemKollektivvertragentlohntwerden.

GR .Dirisamer( chr ,soz . )bemängelt ,daßdiesenBedienstetenvon
ihremLohnaußerdengesetzlichenAbzügenauchnochdie Beiträgefür
dieOiganisationabgezogenwerden .AugeinemLohnstreifeneinessolchen
Bedienstetenist zuersehen ,daßdie für diegewerkschäftliche
Organisation ,also für eine sozialdemokratische ,gleich von derDirektion

beiderLohnauszahlungabgerechnetwerden .DieLeutesinddanitnicht
einverstanden ,sie können sich aber dagegen nicht wehren ,da sie sonst

aufdasPflastergeworfenwerden.
StR=Speisererklärt ,daßdieDirektionderLagerhäusermitteilt,

daßdieseAbzügenichtgemachtwerden.DieGewerkschaftenhabenwohl
darumangesucht ,dochwurdediesemAnsuchennicht entsprochen .DasGe¬
biet des Gesinnungszwangessollte vonder Minderheitnicht betretenwer- ¬
den ,dennsie habedengrösstenGesinnungsterrorismusausgeübt ,dieBe- ¬
dienstetenschaft ,die Lehrerschaftunddie Arbeiterschaftist durchmehr
als zwanzigJanreuntereinemungeheurenGesinnungsdruckgestanden.

GR .Preyer( chr ,soz . ) :Damalswarenes freie Menschen,heutesind
esSklaven !

StR .Speiser :FragenSie die HerrenSeitz ,GlöckelundTäubler .Sie
habendie Leutewegenihrer Gesinnungschonungsloshinausgeworfen.Heute
kannvon einemGesinnungsdruckkeine Redesein( Beifall )

GR. Haider( chr . soz . )berichtigttatsächlich ,daßdemReferenten
ein Lohnstreifeneines Lagerhausbedienstetenüberreichtwurde ,ausdem
zuersehenist ,daßdieOrganisationsabzügevonderDirektionvorgenom¬
menwerden.

DerReferenterklärt ,daßer dieseAngelegenheitüberprüfenwerde,
woraufdieBezugserhöhungeinstimmiggenehmigtwird.

StR Richterlegt den Entwurf der Bestimmungenüber die Zuerkennung
der Kunstpreise der StadtWienvor und beantrag . tdieGenehmigung

GRin. DreMotzkowendetsich gegendie Bestimmung ,wonachdasPreis¬
richterkollegiumauchKünstlerin Vorschlagbringenkönne ,welchenicht
anderKonkurrenzsichbeteiligthaben .DadurchentstehedieGefahrfür
aufstrebendejungeKünstler ,daßsie vonaltbewährtenMeisternausdem
Feldegeschlagenwerden .Esgehenicht an ,Künstlern ,die sich garnicht
umdieAnsschreibungkümmern,einenPreisförmlichaufdemPräsentiercel-¬ler nachzutragen



sisis bpschnertsiehdasiber ,dasnleitendelerdanliollelten
diein derbreitenOeffentlichkeitwirken ,in dieWählerlistenichtaufge¬
nommenwordensind weil sie bei der Begehungdes HausesvonWienabwesend
waren .Es ist wohlder ausschlaggebendeGrunddafür ihre christliche Gesin¬

nunggewesen .In der Budgetdebattewurdeauchder Fall Schlängelvorge-¬
bracht,dernochimmernichtaufgeklärtwurde.DieserMannwurderechtkräf-¬
tig samtseinerFraufürfünfJahrevonWienabgeschafftundtrotzdemin
denHeimatverbandderStadtWienaufgenommenundgelangtenatürlichauch
in dieWählerlisteWährendderWahlpropagandasinddieAngestelltender
PlakatierungsanstaltderGemeindeumMitternachtmitderPlakatierungder
sozialdemokratischenWahlplakatebeschäftigtgewesen,wodurchdieGewerbe-¬
ordnungverletztundmitdemGemeindeeigentumMissbrauchgetriebenwürde
SchliesslichbeantragtderRedner ,dassderGemeinderateineKommission
einsetzensoll ,diefestzustellenhat ,obundin welchemUmfangeineEin¬
richtungderGemeindeodereineUnternehmunganderdieGemeindebetei-¬
ligt ist ,in denDienstefer Wahlagitationfür eine Partei gestellt worden
ist .( Beifall bei denChristlichsozialen )

GR. Plaschkes( Jud .Nat . )erklärt ,einige BeispieledesWahlunfugs
gebenzu wollen .Die Judenschaft sei von Sozialdemokraten ,Grossdeutschen
un Christlichsozialen verhöhnt und verunglimpft worden .Erstere haben
sogar einen Rabbinerin vollem Grnat gezeichnet ,der diechristlichen
Führerbeschneidenwollte .( Heiterkeit )Wassie nicht gezeichnethaben ,
dassinddie armenJuden ,die nachder Seververordnungausgewiesenwurden
nicht die armenjüdischen Studenten ,die von den Hakenkreuzlernausder
Universitäthinausgeprügeltwordensind .DieHerrenChristlichsozialen

haben wegender Auslandkredite mehrKorsicht angewendet ,Immerhinwiesen
die christlichsozialen Plakate einen grosen Geldsack auf mit einemdarauf
sitzenden Juden ,obgleich Bie nicht den Nachweiserbrachten ,dassdie
auf demGeldsacksitzenden Juden gewisse Beziehungenzu derchristlichso -¬

zialenPartei haben .BundepkanzlerSeipelsandteandie Judenfaksimilier-¬
te Briefeaus ,für die christlichsozialeListe zu stimmen .Ich haltees
für würde -undehrlds einemJudenderartiges zuzumuten .Nebendiesen
allgemeinenAngriffenwurdenauchunerhörteAngriffegegendiepersönli¬
cheEhreder jüdischnationalenKandidatenerhoben .Manstellte sie alsRe- ¬
klamehelden und Streber hir ,obgleich manweiss ,welche persönliche Opfer
anExistenzundZeitsie bringen .DieVersammlungenderjüdischenWahlge-¬
meinschaftwurdenvonSozialdemokratenvielfach gestört ,ansbesondere
in der Leopoldstadtundin der Brigittenau .Mierhat auchderchrist¬
lichsoziale GemeinderatKörberjüdische Wähleraus der Listeherausrekla
miert ,Lebende als tot ,Ortsanwesende als abwesend bezeichnet ,dochist

dankder strengen Objektivität der Magistratsbeamtenin allenFällen
nachRechtundGesetzverfahrenworden .åmWahltagselbst spieltensich
unerhörte Terrorakte ab ,es wurdenjüdische Wähler unter sozialdemokra - ¬
tischer Bedeckungin die Wahllokalegeführt .

Der Bürgermeister unterbricht den Rednerund fordert ihnauf
zum Gegenstande zu sprechen .Als GR .Dr .Plaschkes fortfährt ,Einzelheiten

vomWahltagezu erzählen ,unterbricht ihmneuerlich derBürgermeister
mit demBemerken ,er könneeine Debattehierübernicht zulassen ,dahier
lediglichdieWahlkestenzurErörterungstehen.

GR. Dr .Plaschkes :Seviel darf ich wohlfeststellen ,dassdieso- ¬
zialdemokratischeParteiin derLeopoldstadtundin derBrigittenauam
Wahltagefalsche erlogene Nachrichtenin die Oeffentlichkeit brachte ,um
der jüdischen WahlgemeinschaftStimmenabspenstig zu machen .DasWahlge- ¬
setz an sich sei ungerecht ,es unterdrücke die Minoritäten undliefere
einfalschesBildüberdiewirklicheStimmungderWählerschaft.WennWien
eingerechtesWahlgesetzerhaltenwerde ,werdeRednerauchfür dieKosten
der Wahl stimmenkönnen .

GR .Bermann( SozDem. ) :DasFehleneinzelnerPersonenin derWäh-¬is
lerliste ganz gewiss nicht auf böse Absicht zurückzuführen ,Mankann
ohneweitersbeweisen ,dassauchsozialdemokratischeführendePersönlich-¬
keiten ,wieNationalräte ,in die Wählerlistenicht aufgenommenworden
sind ,weilsie bei der Häuserbegehungnicht anwesendwaren .Jedenfall
kannfestgestelltwerden ,dassdie ZahlderReklamationenbei derletz -¬
tenWahlweitausgeringerwar ,als beidenWahlen,die diejetzigeMin-
derheit organisierte Dazukommtnoch ,dass jetzt die ZahlderWähler



GR .Orel Wchresoz )erklärt vorwegentschieden dagegenWahrungeinle - ¬
genzumüssen,dassetwaJudenzuPreisrichternernanntwerdenMitjüdi-¬
scher Kunsthat das christlich - deutscheWiennichts zu tun .DieDuden
sindein FremdkörperundsolltennichteinmalimGemeinderateetwaszu
redenhaben.

GR. Schorsch( Soz .Dem. ) :Siesindja selbstkeinreinerArier ,weil
sie immermitdenHändenreden !(Heiterkeit ,in die auchGR. Oreleinstimt).

. R .Orel ( Christlichsozial )führt aus ,der Jude suchedieErlösung
in der Weltherrschaft ,in der Fleischlichkeit ,im Diesseitsstrebenund

in der Niederdrückungder ganzenchristlichen Kulturt Währenddie
KulturdesbodenständigaVolkesdie der Ueberwindung,desEntsagens
sei ,könnemanbei den Juden nur das Bestrebenalle anderenVölker
sich zu unterwerfenbeobachten .Jeder Jude suchenur imTanzeumdas
goldeneKalbsein Ideal .DieanderenarischenVölkersollenihmnur
als ObjektseunerAusbeutungundSrekulationdienen ,dafürsindsie

inmgutgenug.
Es sei so selbstverständlich ,dass der Jude se auch ganzferne
davonsei die christliche Kunstverstehen zu könnenImGegenteile
könne mansagen ,dass jeder Jude die christliche Kunst undKultur

nurhassenmüsseals seinemselbstsüchtigenIntresseentgegen¬
gerichteteMacht .Esmüssedarumauchmitaller SchärfedieZu¬
mutungabgelehntwerden ,Judenals MitbewerberoderPreisrichter
gelten zu lassen ,densie müsstensich so mit Dingenbeassen ,die
sie nicht innerlich verstehen und erfassen können .

BürgermeisterSeitzersuchtdenRednersichdemGegenstandzunä¬
hern( LebhafteHeiterkeit)

GR. Orel :lich kommeohnediesbald zumSchlusse( NeuerlicheHeiterkeit
Rednerzitiert dannnocheinigeStellenausdenMeistersängernund
schliesst mit demWunsche ,dass die deutscheKunstnicht mit Hilfeder
Judenzugrundegerichtetwerdensoll .

StadtratRichtermeint ,dassaufdie AusführungenOrelsvielleicht
beiderDebatteüberdieZuerkennungderPreiseeingegangenwerdenkann.
Gegen den Antrag der Frau Gemeinderätin Motzko ,dass nur Künstler mit

Preisenbedachtwerdensollen ,diesichanKonkurrenzbeteiligen ,spricht
sichderReferentaus ,dassvielehervorragendeKünstlermeinen,dassfür
sie ihreLeistungensprechenmüssenundsie ihreKunstnichtaufdem
Markttragenwollen.

BeiderAbstimmungwirdderAntragMotzkoabgelehhtundderRe-¬
rentenentwurfangenommen.

StadtratSiegelbeantragt,dassaufdemQuarinplatzinFavoriten
eineWohnhausanlageerrichtetwerdensollundersuchtdenKostenaufwand
von 15 Milliarden Kronen zugenehmigen .

RufebeiderMinderheit:Eswardochabgemacht,dieSitzungnach
emReferateRichterszuschliessen.

GemeinderatRummelhardt:Dannsitzen wir halt bisMitternacht!
GemeinderatBiber :Undich werdeeineeinstündigeRedehalten !
ZumWortgelangtdannGemeinderatBiber :Nachdemereinige

Sätzegesprochenunddannstockt ,sagt BürgermeisterSeitz :Mirscheint ,
der Herr Gemeinderat Biber ist schon ziemlich ermüdet . Wenner ees

wünscht,werdeichdiesenGegenstandvonderGegenstandvonderTagesord-¬
nungabsetzen,umihmGelegenheitzubieten ,indernächstenSitzungseine
Aksführungenvorzusringen.

GemeinderatBiberIchhittedarumHarrBürgermeisterdie
Sitzung zuunterbrechen .

BürgermeisterSeitz :IchtragediesemWunscheRechnungund
schliessedieöffentlicheSitzung.DierestlichenGegenständewerdenin
dernächstenSitzungverhandelt.
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